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Mit verleumderischem Verhalten beab-
sichtige der beschuldigte Schweinemäs-
ter, die Glaubwürdigkeit des Vereins ge-
gen Tierfabriken (VgT) zu untergraben,
argumentierte Erwin Kessler als Vertre-
ter des VgT vor dem Obergericht; aus
Kostengründen hatte er auf die Anwe-
senheit eines Anwaltes verzichtet.

Doch schon das Bezirksgericht Baden
hatte im Juni 2017 entschieden, dass
sich der Beschuldigte kein zweites Mal
der üblen Nachrede schuldig gemacht
habe, und ihn daher freigesprochen.
Diesen Freispruch hat der VgT nicht
akzeptiert, also kam es zur Berufungs-
verhandlung vor Obergericht.

VgT klagt gleich zweimal
Die Geschichte reicht zurück ins Jahr
2015. Damals drangen Tierschützer des
VgT eines Nachts in den Stall der
Schweinemästerei ein, fotografierten,
was sie antrafen, und stellten die Bilder
dem Fernsehsender Tele M1 zur Verfü-
gung. Vom TV-Reporter mit den Fotos
konfrontiert, sagte der Schweinemäster
vor laufender Kamera, auf den Fotos
habe es Farben, die es in seinem Stall
nicht gebe. Den unterschwelligen Vor-
wurf, man habe die Fotos manipuliert,
liess der VgT nicht auf sich sitzen und
erstattete gegen den Schweinmäster
Anzeige wegen übler Nachrede. Der

Schweinemäster akzeptierte den Straf-
befehl, zahlte die Busse von 300 Fran-
ken. Er tat dies, wie er erklärte, um
endlich seine Ruhe zu haben.

Doch er sollte nicht zur Ruhe kom-
men. Schuld war wieder ein Beitrag
von Tele M1 im Juli 2016. Darin erklärte
ein Reporter, der Schweinemäster halte
den Strafbefehl für ungerecht, und er
zweifle immer noch an der Echtheit
der Fotos aus seinem Stall. Dieses vom
Fernsehreporter in der Sendung münd-
lich und in indirekter Rede wiedergege-
bene Zitat nahm der VgT zum Anlass,
erneut wegen übler Nachrede gegen
den Schweinemäster zu klagen.

Aussagen gemacht oder nicht?
Beantragt war eine unbedingte Geld-
strafe von 10 400 Franken. Nachdem
der VgT mit dem Freispruch des Be-
zirksgerichts Baden nicht einverstan-
den war, traf man sich vor Obergericht.
Mit den verleumderischen Äusserun-
gen behindere der Schweinemäster die
gemeinnützige Arbeit des Vereins ge-
gen Tierfabriken, sagte Kessler. So et-
was tue kein anständiger Mensch.

Für den Anwalt des Beschuldigten
war hingegen klar: Die Aussagen, die
der Reporter in seinem TV-Beitrag zu
zitieren vorgibt, hat der Schweinemäs-
ter so nicht gemacht. Und für Aussa-
gen, die man nicht gemacht hat, kann
man auch nicht belangt werden; die

Konsequenz daraus: Freispruch vom
Vorwurf der üblen Nachrede.

Quellenschutz beansprucht
Der Reporter war vor Obergericht als
Zeuge geladen. Er hätte vielleicht aus
der Erinnerung sagen können, was der
Schweinemäster am Telefon wirklich
zu ihm gesagt hat. Ob er die Echtheit
der Fotos wirklich nochmals angezwei-
felt hat oder ob der Reporter das nur
indirekt aus seinen Worten geschlossen
hatte. Doch der TV-Reporter machte
von seinem Recht auf Quellenschutz
Gebrauch und sagte gar nichts. Der Be-
schuldigte bekräftigte nochmals, dass
er gegenüber dem Reporter die Echt-
heit der Fotos nicht angezweifelt habe.

Das Obergericht unter dem Vorsitz
von Matthias Lindner brauchte danach
nur wenige Minuten, um das Urteil zu
fällen: Freispruch für den Schweine-
mäster. Der Sachverhalt lasse sich nicht
klar belegen, begründete Lindner. Viel-
leicht habe der Fernsehreporter die
Aussage des Schweinemästers am Tele-
fon ganz einfach falsch verstanden
oder falsch interpretiert.

Der VgT muss die Verfahrenskosten
von gut 2000 Franken übernehmen
und eine Parteientschädigung zahlen.
Damit sollte nun in der Mästerei end-
lich Ruhe einkehren. Es sei denn, der
Verein gegen Tierfabriken zieht den
Fall ans Bundesgericht weiter.

Klage von Tierschützern:
Der Reporter sagte nichts
Das Obergericht hat einen Schweinemäster vom Vorwurf der üblen Nachrede
freigesprochen und damit ein Urteil des Bezirksgerichts Baden bestätigt
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VON JÖRG MEIER

Am Donnerstagabend rückten Polizei
und Feuerwehr nach Oftringen aus,
weil ein Einfamilienhaus brannte. Die
Bewohner konnten sich rechtzeitig in
Sicherheit bringen. Die betroffene Lie-
genschaft ist aufgrund des entstande-
nen Schadens nicht mehr bewohnbar,
teilt die Kantonspolizei Aargau mit.
Der Alarm bei der Kantonalen Notruf-
zentrale ging um 22.20 Uhr ein. Die
Feuerwehr Oftringen begann vor Ort
umgehend mit der Brandbekämp-
fung, das Feuer konnte in der Folge
gelöscht werden. Wie mehrere Beob-

achter berichten, herrschte allerdings
einige Hektik auf dem Platz. Es kam
zu einer Stichflamme, als offenbar un-
erwartet Luft ins brennende Gebäude
dringen konnte. Die Stützpunktfeuer-
wehr Zofingen rückte zur Unterstüt-
zung etwas später an. Die Nachbar-
häuser blieben beim Brand unbeschä-
digt. Die Kantonspolizei hat Ermitt-
lungen zur Klärung der Brandursache
eingeleitet. Eine Bewohnerin berich-
tete, am Morgen des Brandtages hät-
ten im Keller des Hauses noch Hei-
zungsmonteure gearbeitet. (KPA/FUP)

Einfamilienhaus nach
Brand unbewohnbar
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